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I. Auftrag 

Die Bundesregierung legt diesen Bericht dem Deutschen 
Bundestag gemäß dessen Beschluss vom 3. Mai 1984 
(Bundestagsdrucksache 10/1250) vor. Sie berichtet über 
den geltenden Rahmenplan 2005 bis 2008 und gibt einen 
Überblick über die beabsichtigte Gestaltung der Rahmen- 
pläne 2006 bis 2009 sowie 2007 bis 2010. 

Die Beratungen zur Weiterentwicklung der Förderungs- 
grundsätze für das Jahr 2006 sowie die Förderung ab 
2007 finden derzeif auf Bund-/Länderebene sfatt. Die Be- 
schlussfassung durch den Planungsausschuss für Agrar- 
struktur und Küstenschutz (PLANAK) ist für Februar 
2006 vorgesehen. 

II. Wesentliche Änderungen Im 
Rahmenplan 2005 bis 2008 

Der PLANAK hat am 18. November 2004 die Fördermaß- 
nahmen des Rahmenplans 2005 bis 2008 beschlossen. 


Die Änderungen betrafen den weiteren Ausbau der Agrar- 
umweltmaßnahmen (Förderung einer markt- und standort- 
angepassten Landbewirtschaftung - MSL) zur Flankie- 
rung der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). 
Hierzu gehören: 

- Erosionsmindemde Produktionsverfahren im Acker- 
futterbau 

Der Anbau von Feldgras oder anderen Ackerfutter- 
pflanzen (ausgenommen Silomais, Getreide oder Fut- 
terrüben) soll zur Minderung der Stickstoffauswa- 
schung sowie zur Verringerung der Bodenerosion und 
-Verdichtung beitragen und damit die Bodenfruchtbar- 
keit sichern. 

- Extensive Weidenutzung bestimmter Grünlandflächen 
Über die extensive Bewirtschaftung von Grünlandein- 
zelflächen mit Verzicht auf chemisch-synthetische 
Dünge- und Pflanzenschutzmittel hinaus soll die Nut- 
zung durch eine Beweidung mit Rindern, Schafen 
oder Ziegen honoriert werden. 

- Erhaltung pflanzengenetisch wertvoller Grünlandvege- 
tation 

ln einem neuen konzeptionellen Ansatz bemisst sich 
die Honorierung bestimmter extensiver Wirtschafts- 
weisen am Erfolg. Maßstab für den Erfolg isf das Vor- 
kommen von so genannten Zeigerpflanzen. Dazu le- 
gen die Länder Kennarten für krautige Pflanzen in 
einem landes- und regionalspezifischen Katalog fest. 

- Sommerweidehaltung von Rindern 

Die bisherige Förderung von umweit- und tiergerech- 
ten Haltungsverfahren stellt insbesondere an die Stall- 
haltung besondere Anforderungen. Mit der Ergänzung 
soll die Weidehaltung von Rindern in den Sommer- 
monaten gefördert werden, die aufgrund des damit 
verbundenen erheblichen Arbeitsaufwandes immer wei- 
ter auf dem Rückzug ist. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 13. De- 
zember 2005 gemäß Beschluss des Deutschen Bundestages vom 3. Mai 1984 (Bundestagsdrucksache 10/1250). 
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- Beibehaltung extensiver Schaf- oder Ziegenhaltung 
Die pauschale Honorierung einer extensiven Bewei- 
dung marginaler Grünlandstandorte mit traditionellen 
Formen der Wander- und Hütehaltung von Schafen 
und Ziegen wurde im EG-rechtlichen Prüfverfahren 
von der Europäischen Kommission wegen der damit 
verbundenen Produktionskopplung abgelehnt. 

Für die einzelbetriebliche Investitionsforderung (Agrar- 
investitionsförderungsprogramm - AFP) wurde die bisher 
nur für die neuen Bundesländer geltende Bürgschaftsrege- 
lung auf die alten Bundesländer ausgedehnt. Im fortschrei- 
tenden Strukturwandel werden einerseits größere Investi- 
tionen für die betriebliche Entwicklung erforderlich; 
andererseits fehlen mit steigenden Pachtanteilen ausrei- 
chende Sicherheiten für die erforderlichen Investitionskre- 
dite. Die Vergabe von Bürgschaften kann einen wichtigen 
Beitrag zur Flankierung des Strukturwandels in der Land- 
wirtschaft leisten. 

III. Entwicklung der Förderungsgrundsätze 
des Rahmenplans für die Folgejahre 

Die Gemeinschaflsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) stellt weiterhin 
das zentrale Instrument der Bundesregierung zur Koordi- 
nierung und Vereinheitlichung der Agrarstrukturpolitik in 
Deutschland dar. Deshalb ist im Rahmen der geplanten 
Föderalismusreform eine Beibehaltung der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ vorgesehen. 

Die GAK bildet zudem den inhaltlichen und finanziellen 
Kern für die nationale Politik zur Entwicklung ländlicher 
Räume, an der sich auch die Europäische Union im Rah- 
men der 2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
beteiligt. Bei der Weiterentwicklung des GAK-Förder- 
konzepts sowie der Ausgestaltung von Maßnahmen ist 
deshalb u. a. auch der EG-rechtliche Rahmen zu beach- 
ten. 

ln der laufenden EU -Förderperiode 2000 bis 2006 beteiligt 
sich die EU an den nationalen Maßnahmen aufgrund der 
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 über die Förderung der 
Entwicklung des ländlichen Raums aus dem Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL). Mit Rücksicht auf das letzte Jahr der laufenden 
EU-Förderperiode sind sich Bund und Länder einig, auf 
materielle Änderungen im GAK-Rahmenplan 2006 bis 
2009 zu verzichten. Anpassungen sollen insoweit nur er- 
folgen, wie sie zur Erfüllung von Genehmigungsaufiagen 
der Europäischen Kommission erforderlich sind. Für die 
Förderung in benachteiligten Gebieten wurde eine Klar- 
stellung vereinbart, wonach für stillgelegte und nicht mehr 
für die landwirtschaftliche Erzeugung genutzte Flächen 
bereits ab 2006 keine Ausgleichszulage mehr gewährt 
wird. Eine vergleichbare Begrenzung soll auch für die 
Ersfaufforstungsprämie gelten. 

Für die neue EU-Förderperiode 2007 bis 2013 wurde mit 
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 über die Förderung 
der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Euro- 
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 


ländlichen Raums (ELER) bereits frühzeitig eine neue 
EU-rechtliche Grundlage geschaffen. Damit beteiligt sich 
die EU an den Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur länd- 
lichen Entwicklung künftig auf der Basis eines Pro- 
gramms aus einem einzigen EU-Fonds. Die EU-Förde- 
rung gliedert sich in folgende Schwerpunkte: 

- Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und 
Forstwirtschaft, 

- Verbesserung der Umwelt und der Landschaft und 

- Lebensqualität im ländlichen Raum und Diversifizie- 
rung der ländlichen Wirtschaft. 

Außerdem wird das LEADER-Konzept als methodischer 
Ansatz für die Förderung übernommen. 

Für die Schwerpunkte werden finanzielle Mindestbudgets 
vorgegeben: 25 Prozent für den Schwerpunkt Umwelt, je 
10 Prozent für die Schwerpunkte Wettbewerbsfähigkeit 
und Lebensqualität/Diversifizierung und 5 Prozent für 
den Schwerpunkt LEADER. 

Neu ist insbesondere der strategische Ansatz der Förde- 
rung. Die Förderprogramme der Länder müssen sich in 
einen nationalen Strategieplan und dieser wiederum in die 
strategischen Leitlinien der Gemeinschaft einfügen. 

Auch nach der ELER- Verordnung haben Mitgliedstaaten 
mit regionalen Programmen die Möglichkeit, eine natio- 
nale Rahmenregelung mit gemeinsamen Elementen der 
Programme zur Genehmigung vorzulegen. Für Deutsch- 
land wird der GAK-Rahmenplan wie in der laufenden 
Förderperiode als eine solche Rahmenregelung die Ver- 
bindung zwischen der nationalen Strategie und den 
Programmen der Länder herstellen. Die GAK trägt damit 
zur Vereinheitlichung zentraler Fördermaßnahmen in 
Deutschland bei und entlastet das EU-rechtliche Geneh- 
migungsverfahren für die einzelnen Länderprogramme 
deutlich. 

Die strategischen Leitlinien der Gemeinschaft werden 
derzeit auf EU-Ebene beraten und sollen Anfang 2006 
verabschiedet werden. Parallel werden von Bund und 
Ländern Vorarbeiten für einen nationalen Strategieplan 
geleistet. Gleichzeitig werden die Beratungen zum GAK- 
Rahmenplan für 2007 bis 2010 geführt und in den Län- 
dern an der Erstellung der Programme gearbeitet. Mit 
dem Ziel, die Förderung zum 1. Januar 2007 beginnen zu 
können und unter Berücksichtigung einer 6-monatigen 
Prüf- und Genehmigungsphase für die Europäische Kom- 
mission sollen die Vorbereitungen noch in der ersten 
Hälfte 2006 abgeschlossen und die erforderlichen Unter- 
lagen der Kommission übermittelt werden. 

Vor diesem Hintergrund wurden die fachlichen Beratun- 
gen zum GAK-Rahmenplan für 2007 bis 2010 bereits im 
Jahr 2005 eingeleitet. Bund und Länder sind sich einig, 
die Grundkonzeption der GAK-Maßnahmen fortzufüh- 
ren. ln verschiedenen Förderbereichen sollen konkrete 
Schritte zur weiteren Angleichung der Förderbestimmun- 
gen zwischen neuen und alten Bundesländern beschlos- 
sen werden. Mit den Anpassungen soll darüber hinaus 
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auch das ab 2007 geltende EU-Recht nach der ELER- Ver- 
ordnung berücksichtigt werden. 

Die Maßnahmen der integrierten ländlichen Entwicklung 
sollen dahin gehend erweitert werden, dass die ab 2007 
nach der ELER-Förderung vorgesehene Anwendung des 
LEADER-Konzepts über die GAK umgesetzt werden 
kann. Die vom Bund angestrebte Absenkung der Förder- 
sätze für die Flurbereinigung wird von einigen Ländern 
abgelehnt. 

Bei der einzelbetrieblichen Investitionsforderung (AFP) 
soll die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit in den 
Mittelpunkt gestellt werden. Zugleich sollen die verbes- 
serten Förderangebote zur Honorierung von zusätzlichen 
Leistungen im Bereich Tierschutz fortgeführt werden. 
Dazu soll die Förderung u. a. durch die alleinige Gewäh- 
rung von Zuschüssen mit einem RegelfÖrdersatz von 
25 Prozent bei Verzicht auf Zinsverbilligungen sowie Ein- 
stellung der Maschinenförderung vereinfacht und konzen- 
triert werden. Streitig ist noch die vom Bund favorisierte 
Beibehaltung der Flächenbindung für die Tierhaltung als 
strukturpolitisches Förderkriterium bei gleichzeitigem 
Verzicht auf eine Prosperitätsgrenze. Der Ausschluss flä- 
chenloser Tierhaltung unterstützt auch die Verringerung 
von Umweltproblemen (Gülletourismus) sowie die Ein- 
haltung internationaler Verpflichtungen zur Verminderung 
von Ammoniakemissionen (NEC-Richtlinie). Von einigen 
Ländern wird dies unter Verweis auf das geltende Fach- 
recht als überflüssige Einschränkung abgelehnt. 

Die Bedeutung der Diversifizierung der landwirtschaftli- 
chen Tätigkeiten (z. B. durch Urlaub auf dem Bauernhof, 
Energieproduktion) soll künftig durch ein eigenes Förder- 
angebot hervorgehoben werden. 

Die Beratungsförderung zur Vorbereitung und Begleitung 
der landwirtschaftlichen Betriebe auf die Einhaltung der 
Cross-Compliance-Anforderungen soll in Verbindung mit 
entsprechenden Managementsystemen zunächst bis Ende 
2008 unverändert fortgeführt werden. 

Die Maßnahmen zur Verbesserung der Strukturen im Be- 
reich der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftli- 
cher Produkte sollen in einem Förderangebot zusammen- 
geführt werden. Die Förderung umfasst die Gründung und 
das Tätigwerden von Erzeugergemeinschaften und -Zu- 
sammenschlüssen zur Stärkung der gemeinschaftlichen 
Vermarktung (befristete und degressive Zuschüsse zu den 
Organisationskosten sowie Zuschüsse zu Investitionen 
bis zu 35 Prozent). Daneben können auch Investitionen 
von kleinen und mittleren Unternehmen gefördert wer- 
den, die Lieferverträge mit Zusammenschlüssen oder ein- 
zelnen Erzeugern abschließen (Zuschüsse bis zu 25 Pro- 
zent). Die Investitionsförderung für größere Unterneh- 
men, die weniger als 750 Personen beschäftigen und 
einen Jahresumsatz von weniger als 200 Mio. Euro erzie- 
len, erfolgt auf einem abgesenkten Niveau (Zuschüsse bis 
zu 20 Prozent). Unternehmen, die die vorgenannten Gren- 
zen übersteigen, bleiben entsprechend der Ausrichtung 
der ELER- Verordnung von einer investiven Förderung 
ausgeschlossen. 


Das Förderangebot zur Verbesserung der Verarbeitungs- 
und Vermarktungsstrukturen für fischwirtschaftliche Er- 
zeugnisse soll fortgeführt werden. Eine EU-Beteiligung 
an dieser Fischereiförderung isf nach der Verordnung 
über den Europäischen Fischereifonds (EFF) vorgesehen, 
über die im Frühjahr 2006 entschieden werden soll. 

Für die Ausgleichszulage in benachteiligten Gebieten 
sind Anpassungen ab 2010 aufgrund von Vorschlägen der 
Europäischen Kommission insbesondere zur Neuabgren- 
zung der benachteiligten Gebiete zu prüfen. 

Bei den Agrarumwelt- und Tierschutzmaßnahmen (För- 
derung der markt- und standortangepassten Landbewirt- 
schaftung) sollen das Spektrum und die Struktur der Maß- 
nahmen beibehalten werden. Insbesondere die Prämien 
sind an die durch die GAP -Reform veränderten Bedin- 
gungen (Entkopplung und Cross-Compliance) anzupas- 
sen und der neue Rechtsrahmen der ELER- Verordnung zu 
berücksichtigen. 

Die Forstmaßnahmen sollen vereinfacht und auf Erstauf- 
forstung, natumahe Waldbewirtschaftung sowie Infra- 
struktur konzentriert werden. Außerdem soll die Förde- 
rung forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse gestärkt 
werden, da diesen bei der Holzvermarktung eine zuneh- 
mend wichtige Rolle zukommt. 

Weitgehend unverändert sollen die wasserwirtschaftli- 
chen Maßnahmen (Hochwasserschutz, Gewässerentwick- 
lung, Bewässerung, Abwasserbeseitigung) und die Küs- 
tenschutzmaßnahmen angeboten werden. 

Die ELER- Verordnung sieht auch eine über den bisheri- 
gen Ansatz im Rahmen der Agrarumweltmaßnahmen hi- 
nausgehende Förderung von Maßnahmen zur Erhaltung 
genetischer Ressourcen der Landwirtschaft vor. Fachliche 
Eckpunkte für ein entsprechendes Förderangebot bedür- 
fen noch der weiteren Konkretisierung, bevor über die 
grundsätzliche Frage einer Aufnahme in die GAK ent- 
schieden werden kann. 

Ohne eine finanzielle EU-Beteiligung sollen Maßnahmen 
zur Verbesserung der genetischen Qualität landwirtschaft- 
licher Nutztiere zur Anwendung kommen; hiermit wer- 
den Tests zur Bestimmung der genetischen Qualität oder 
von Leistungsmerkmalen der Tiere gefördert. 

IV. Ausstattung der Rahmenpläne 
mit Finanzmitteln 

Die Entwicklung der Mittelansätze der Gemeinschafts- 
aufgabe wird aus der Übersicht in Anlage 1 deutlich. Die 
Verteilung der Mittel (Ist-Ausgaben) auf Bundesländer 
und Maßnahmen im Haushaltsjahr 2004 zeigt Anlage 2. 

Im Haushaltsjahr 2005 stehen zur Umsetzung der Maß- 
nahmen des Rahmenplans nach Abzug von globalen Min- 
derausgaben von insgesamt 50 Mio. Euro Bundesmittel in 
Höhe von 670 Mio. Euro zur Verfügung. Zusammen mit 
den Landesmitteln können damit rd. 1 090 Mio. Euro ein- 
gesetzt werden, ln Anlage 3 werden die Ansätze für 2005 
absolut sowie die prozentualen Veränderungen in den ein- 
zelnen Maßnahmegruppen gegenüber dem Jahr 2004 dar- 
gestellt. 
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Bei der Betrachtung nach Schwerpunkten haben die Maß- 
nahmen zur Verbesserung der ländlichen Strukturen mit 
rd. 35 Prozent den größten Anteil am Gesamtplafond. Die 
Förderung zur Verbesserung der Produktions- und Ver- 
marktungsstrukturen folgt mit einem Anteil von 25 Pro- 
zent. Für die nachhaltige Landbewirtschaftung insbeson- 
dere durch die Ausgleichszulage in benachteiligten Ge- 
bieten werden 24 Prozent des Mittelvolumens angesetzt. 

Nach Abzug der Altverpflichtungen in Höhe von rd. 
635 Mio. Euro stehen für Neubewilligungen in 2005 rd. 
455 Mio. Euro Bundes- und Landesmittel zur Verfügung; 
dies sind ca. 42 Prozent des Gesamtplafonds. 

ln 2005 werden aufgrund der Anmeldungen der Länder 
Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von voraussicht- 


lich rd. 790 Mio. Euro (Bundes- und Landesmittel) in 
Anspruch genommen, die in künftigen Haushaltsjahren 
wirksam werden. 

Insgesamt beträgt der Neubewilligungsrahmen an Kas- 
senmitteln und Verpflichtungsermächtigungen damit 
rd. 1 245 Mio. Euro Bundes- und Landesmittel. 

Über die Höhe der Bundesmittel in 2006 wird im Rahmen 
der Aufstellung des Bundeshaushalts für das Haushalts- 
jahr 2006 entschieden. 

Die GAK wird in alle Länderprogramme zur ländlichen 
Entwicklung eingebunden. Sie bildet in vielen Ländern 
den finanziellen Kern der nationalen Mittel für diesen Po- 
litikbereich. Über die EU-Beteiligung an den nationalen 
Maßnahmen wird die Wirkung der GAK-Mittel verstärkt. 
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Anlage 1 







Ist-Ausgaben 2004 (Kassenergebnisse) 
•in Mio. Euro- 



insgesamt I 1107, 737| 678,042| 429,695| 398,018| 3,924| 154,795| 92,128| 147,171| 272,293| 217,016| 55,278| 273,905| 194,076| 79,829| 50,717| 19,196| 93,608| 
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Die Umsetzung des Rahmenplans erfolgt auf der Basis der um 15 Mio. Euro auf 670 Mio. Euro reduzierten Bundesmittel. 
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